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„Ein Albtraum“
Wolfgang Clements massive Kritik an der Energiewende



BranchenLösungen 
leben.

Branchen im Fokus.

Betriebliche Altersversorgung – individuelle Lösungen für Ihre Branche im Fokus.

 
Sie sind Arbeitgeber?

Und wollen Ihren Arbeitnehmern eine betriebliche Altersversor-
gung anbieten, die sowohl die Belange Ihrer Branche berücksich-
tigt als auch attraktiv ausgestaltet ist? Dann entscheiden Sie sich 
für die Allianz. Gestalten Sie mit uns gemeinsam den perfekten 
Rahmen für die Vorsorge Ihrer Mitarbeiter.

 
Sie sind Arbeitnehmer?

Und wollen eine attraktive Betriebsrente? Eines steht fest: Mit der 
Allianz an Ihrer Seite haben Sie einen starken Partner, der Sie beim 
Aufbau Ihrer individuellen Altersvorsorge gemeinsam mit Ihrem 
Arbeitgeber unterstützt.

Alle Vorteile unter:  
business.allianz.de/branchenloesungen 
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Unternehmer. Sie sind sehr innovativ
und dynamisch, stellen sich dem
Wettbewerb auf den Märkten im In-

und Ausland, sie bilden junge Menschen
aus und bieten mehr Arbeitsplätze als die
großen Konzerne.

Bei der Digitalisierung, die als die größ-
te ökonomische und soziale Revolution be-
reits im vollen Gange ist, werden mehr
denn je zuvor mutige und findige selbst-
ständige Unternehmer gebraucht. Doch
die Neigung, sich selbständig zu machen,
ist in Deutschland nicht sehr ausgeprägt.

Wenig Lust auf Selbstständigkeit
Die Zahl der Neugründungen von Unter-
nehmen sinkt tendenziell hierzulande. Für
die meisten Zeitgenossen rangiert die Si-
cherheit des Arbeitsplatzes ganz obenan.
Die deutsche Gesellschaft ist außeror-
dentlich risikoscheu. Eine aktuelle Studie
stellte heraus, dass die Bundesrepublik
unter den innovationsbasierten Volkswirt-
schaften bei den Existenzgründungen den
vorletzten Platz unter 27 vergleichbaren
Ländern belegt. Drei von zehn Studenten
streben einen Job im Staatsdienst an. Statt
Mut zum Risiko herrscht eine weit verbrei-
tete Angestellten- und Versicherungsmen-
talität. Der Drang in einigermaßen sichere
Arbeitsverhältnisse dominiert. Unterneh-
mergeist wird schon in deutschen Schulen
nicht vermittelt. Und das öffentliche Inter-
esse und Bewusstsein für Existenzgründer
sind gering.

Fehlende Gründungskultur
Die Soziale Marktwirtschaft ist indessen
nur mit Unternehmern funktionsfähig. In
Deutschland tut sich inzwischen ein riesi-
ges Defizit auf: Es fehlt an einer stärkeren
Gründungskultur. Viele fürchten sich vor
dem möglichen Scheitern, wenn sie sich
selbstständig machen und eine Firma
gründen. Zudem steht unsere Gesellschaft
Gründern eher kritisch gegenüber. So mag
es nicht verwundern, dass die meisten vor-
nehmlich durch Angst vom Gründen abge-
halten werden. Natürlich wird nicht jeder
Gründer eines Unternehmens erfolgreich
sein. Vielmehr muss das Risiko des Schei-
terns – aus welchen Gründen auch immer
– miteinkalkuliert werden. Vorbild könnten
hier die USA sein, die bezüglich einer ge-

sunden Fehlerkultur eine Vorreiterrolle
einnehmen und mit dem Risiko des Schei-
terns ganz anders als bei uns in Deutsch-
land umgehen. Der Gründungsprozess ist
immer auch eine wichtige Lernphase,
denn es gibt eben nicht das perfekte
Unternehmen. Deshalb muss probiert und
riskiert werden, ein eigenes Unternehmen
zu gründen.

Zu wenig Risikokapital
Wer sich hierzulande dazu entschließt,
sich selbstständig zu machen, der kann
vielfältige Beratungs- und Förderprogram-
me in Anspruch nehmen. Allerdings sind
die administrativen Hürden nicht immer
leicht zu überwinden.

Mehr Gründerfreundlichkeit wäre da ge-
wiss hilfreich. Vor allem sollten Ausnah-
mevorschriften für junge Unternehmen
gelten und insolvenzrechtliche Erleichte-
rungen eingeführt werden, um Jungunter-

nehmern im Falle eines Falles eine zweite
Chance zu geben. Insbesondere brauchen
Gründer einen besseren Zugang zu Risiko-
kapital, denn die Mehrzahl derer, die mit
guten Innovationen eine Firma gründen
wollen, verfügen zumeist nicht über ein
ausreichendes Eigenkapital.

Allerdings empfiehlt es sich, vor dem er-
sten Schritt in die Selbstständigkeit wirk-
lich guten Rat zu suchen. Das kann mit Ex-
perten eines Kreditinstituts, der Industrie-
und Handelskammer und mit sog. Busi-
ness Angels erfolgen. Eine Gründerwoche
veranstaltet in diesen Tagen das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie ge-
meinsam mit dem Kompetenzzentrum des
Rationalisierungs-Kuratoriums der Wirt-
schaft (RKW); kreative, innovative und
ideenreiche Personen erhalten von den
Experten Rat und Tat für den Weg in das
Unternehmertum.

Digitale Startups und Chancen
Deutschland braucht mehr Unternehmer
in nahezu allen Bereichen – in der Indus-
trie, im Handwerk und Handel sowie im
Dienstleistungsbereich. Vor allem in der
Digitalwirtschaft wird der erforderliche
Wandel nur mit Neugründern gelingen.
Große Firmen und Banken sind sogar auf
der Suche nach Digitalexperten, die Soft-
ware-Programme, Fintechs usw. entwi-
ckeln. Diese Startups haben gute Chan-
cen, potente Partner zu finden, Beteili-
gungskapital zu erhalten und sich auf den
Märkten zu behaupten.

Die Jungunternehmer von heute sind
die Arbeitgeber von morgen. Sie schaf-
fen neue konkurrenzfähige Arbeitsplät-
ze, auf denen gute Einkommen zu erzie-
len sind; sie zahlen ebenso Steuern und
Sozialversicherungsbeiträge. Die neue
Bundesregierung sollte deshalb einen
mutigen Beitrag für eine neue Unterneh-
menskultur leisten. Denn nur so ist es
möglich, das Feld zu bestellen, auf dem
die nächsten Generationen ernten kön-
nen. Wenn die Zahl der Neugründungen
wieder zunimmt, dann steht Deutschland
am Anfang einer guten Zukunft. Die
aktuell positive Wirtschaftsentwicklung
darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass
Wirtschaft und Gesellschaft neue Impul-
se im Unternehmerbereich dringend
benötigen, um auch die Zukunft erfolg-
reich zu gestalten. �

Die große Unternehmerlücke
von Friedhelm Ost

Friedhelm Ost
leitete die ZDF-Wirtschaftsredaktion,
bevor er unter Helmut Kohl Regierungs-
sprecher und schließlich CDU-Abgeord-
neter im Bundestag wurde. Heute ist Ost
weiter als Journalist und in der Politik-
und Wirtschaftsberatung tätig.



von Frank Schäffler MdB

Frank Schäffler

ist Mitglied der
FDP-Fraktion im

Deutschen Bundestag
und hat sich in der
Vergangenheit als
Euro-Rebell einen
Namen gemacht

Wenn die SPD jetzt bei
der Koalitionsbildung
in Berlin von ihrem ka-

tegorischen „Nein“ zu einem
„Ja, aber“ übergeht, dann ist
das im Wesentlichen machtpo-
litisch begründet. Das ist legi-
tim. Legitim ist es auch, die Lat-
te möglichst hoch zu legen.
Schon einmal, 2013, hat sie
dies getan. Der damalige Par-
teivorsitzende Sigmar Gabriel
drohte während der Koalitions-
verhandlungen andauernd mit
der Renitenz seiner Basis, die
am Ende dem Koalitionsvertrag
ihren Segen geben musste. So
konnte die SPD nicht nur den
gesetzlichen Mindestlohn, son-
dern auch die Rente mit 63 und
das Tarifeinheitsgesetz durch-
setzen. Für sozialdemokrati-
sches Klientel war das schon
eine Menge. Gedankt hat es
der Wähler der Sozialdemokra-
tie am Ende dennoch nicht.

Jetzt gehen die Sozialdemo-
kraten unter Martin Schulz
oder vielleicht auch seinem
Nachfolger den gleichen Weg,
wahrscheinlich nur energi-
scher. Dieses Mal steht die Bür-
gerversicherung im Zentrum
sozialdemokratischer Verhand-
lungskunst. Rein machttak-
tisch stehen die Aktien für die
SPD nicht so schlecht. Angela
Merkel ist nach dem Scheitern
der Jamaika-Sondierungen
noch stärker unter Druck. Sie
muss zeitnah eine Regierungs-
bildung zustande bekommen,
sonst läuft sie Gefahr, Teil des
Generationswechsels in der
Union zu werden.

Doch Taktik ist nicht alles.
Es kommt auch darauf an, ob
die Themen sich eignen, das
Land und, in den Augen des so-
zialdemokratischen Parteivor-
sitzenden, auch die Sozialde-
mokratie nach vorne zu brin-
gen.

Die neue GroKo als großer
Abkassierer

Der Chefstratege der SPD,
Karl Lauterbach, bringt als
Knackpunkt möglicher Ver-
handlungen die Durchsetzung
der Bürgerversicherung ein.
Die SPD will das duale System
von privater und gesetzlicher
Krankenversicherung durch ei-
ne gesetzliche Einheitsversi-

cherung ersetzen. Das deut-
sche Krankenversicherungs-
wesen ist international ein Uni-
kum. Erlaubt es doch nur be-
stimmten Personengruppen
einen Eintritt in das private
Krankenversicherungssystem.
Der Gesetzgeber eröffnet le-
diglich Selbstständigen, Beam-
ten und Gutverdienern gewisse
Freiheiten, alle anderen sind
zwangsversichert. Die, die die
Freiheiten haben, können sich
freiwillig gesetzlich versichern
oder einen Tarif bei einer priva-
ten Krankenversicherung wäh-
len. Bis vor einigen Jahren war
es sogar möglich, sich gar nicht
zu versichern. Das hatte durch-
aus seine Berechtigung. Wa-

rum sollte ein Millionär sich
auch privat krankenversichern
müssen? Die Kosten, die er
möglicherweise bei einem
Krankenhausaufenthalt verur-
sacht, werden ihn nicht in sei-
ner finanziellen Existenz ge-
fährden. Doch gerade dafür ist
ja eine Versicherung in ihrem
Ursprung da. Sie soll existen-
tielle Risiken absichern, die
man selbst nicht absehen
kann. In diesem Fall soll die
Versichertengemeinschaft ein-
springen.

Die Sozialdemokratie argu-
mentiert, dass es ungerecht
sei, dass Gutverdiener die Soli-
dargemeinschaft verlassen
können, und damit nicht zur Fi-
nanzierung der gesetzlichen
Krankenversicherung beitra-
gen. Wären alle gezwungen,
Mitglied der AOK zu werden,
dann könnten die Beiträge ge-
senkt und vielleicht sogar die
Leistungen verbessert werden.
Wahrscheinlich würde beides
langfristig nicht eintreten.
Wenn die Beitragseinnahmen
und der Beitragssatz, wie in der
gesetzlichen Krankenversiche-
rung, ausschließlich am Faktor
Arbeit hängen, dann ist dieses
Umlagesystem in erster Linie
sehr konjunkturabhängig und
prozyklisch, das heißt, die Bei-
träge steigen bei schlechter
Konjunktur und hoher Arbeits-
losigkeit. Das Umlagesystem
der gesetzlichen Krankenversi-
cherung verschärft die man-
gelnde Wettbewerbssituation
in der Rezession. Aber nicht
nur das: Die Demographie
schlägt unerbittlich zu. Nicht

SPD in der Sackgasse

Unser exklusives Top-Angebot für BDS-Mitglieder:
Bis zu fünf Cent Preisnachlass pro Liter für Diesel und Benzin
Bericht Seite 12
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Sollte die SPD mit der Durchsetzung der Bürgerver-
sicherung Erfolg haben, wäre ihr der Weg in die Mit-
te weiter versperrt und die mögliche neue Koalition
aus Union und SPD würde so enden wie die alte auf-
gehörte – als Desaster für die Sozialdemokratie.



KOLUMNE

heute, aber morgen und erst
recht übermorgen. Wenn die
gesetzliche Krankenversiche-
rung immer mehr Rentner im-
mer länger versichern muss
und immer weniger Erwerbstä-
tige mit Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmeranteil zum gesam-
ten Beitragsaufkommen beitra-
gen, dann kommt das System
insgesamt schnell in eine
Schieflage. Da nützt es nicht,
wenn man in den Trichter oben
mehr potentielle Versicherte
hineinschmeißt, denn auch die-
se werden älter.

SPD - Für Merkel in die Liga
der U20-Parteien?

Doch auch die privaten
Krankenversicherungen haben
ein Problem. Ihr Anwarschafts-
deckungsverfahren, legt einen
Teil der Beiträge in jungen Jah-
ren zurück und legt es verzins-
lich an, um die Beiträge der
Altersgruppe und der Versiche-
rung insgesamt stabil zu hal-
ten. Schon heute gelingt das
den privaten Krankenversiche-
rungen nur sehr bedingt. Das
Leistungsversprechen bis zum
Lebensende, die Kostenent-
wicklung im Gesundheitswe-
sen und die Niedrigzinsen an
den Kapitalmärkten machen ih-
nen das Leben schwer. Auf alle
drei Faktoren haben die priva-
ten Krankenversicherungen
faktisch keinen Einfluss. Sie
können es nur über mehr Effi-

zienz im Unternehmen und
über steigende Beiträge auf-
fangen. Die Niedrigzinsen, die
wesentlich durch die Geldpoli-
tik der EZB verursacht sind,
sind das eigentliche Damokles-
schwert für die Privaten. Zwei
Drittel ihrer Kapitalanlagen
sind in Zinspapieren angelegt.
Ändert sich an der Zinspolitik
der EZB mittelbar nichts, dann
werden nicht nur viele Lebens-
versicherungen in Deutschland
das nicht überleben, sondern
auch viele Krankenversicherer.

Kommt in dieser Phase noch
die SPD mit ihren Vorschlägen,
dann darf man nicht erwarten,
dass die private Krankenversi-
cherung einfach in die gesetz-
lichen Versicherungen überführt
wird, sondern sie werden ausge-
hungert. Denn die SPD weiß
auch, dass die Kapitalanlagen
der privaten Krankenversiche-
rungen von 250 Milliarden Euro
dem Eigentumsschutz des
Grundgesetzes unterliegen.
Stattdessen wird sie subtiler
vorgehen. Sie kann die Jahresar-
beitsentgeltgrenze raufsetzen.
Sie bestimmt, ab wann ein An-
gestellter sich privat versichern
darf. Derzeit liegt sie bei 57.600
Euro im Jahr. Je höher sie ist,
desto länger dauert es für einen
Angestellten, das System zu
wechseln. Sie ist eine Marktein-
trittsbarriere für Millionen Ar-
beitnehmer in Deutschland. Pri-
vate Krankenversicherer sind

darauf angewiesen, neue Mit-
glieder zu gewinnen, um ihren
Verwaltungsapparat dauerhaft
zu finanzieren. Wird dieser Pfad
gekappt, leiden die übrigen Ver-
sicherten, da die Verwaltungs-
kosten auf die immer kleiner
werdende Versichertengruppe
verteilt werden muss.

Wiedergeburt einer
handlungsfähigen Opposition
Die SPD wird argumentieren,
das beträfe eh nur die Reichen.
Von den 8,77 Millionen Vollver-
sicherten in der PKV sind je-
doch alleine 2,1 Millionen Be-
amte mit ihren Familien in ei-
nem Beihilfetarif versichert.
Würde man die Beihilfe für Be-
amte abschaffen und sie eben-
falls nur für bestehende Versi-
cherte aufrechterhalten, wür-
den diese Tarife ebenfalls
austrocknen. Massive Bei-
tragssteigerungen für die Rest-
versicherten wären die Folge.
Ebenso sieht es bei den 1,4
Millionen Selbstständigen und
ihren Familien aus. Beide Grup-
pen, Beamte und Selbstständi-
ge, gehören nicht zwingend zu
den Gutverdienern. Sie gehö-
ren aber zur Mitte der Gesell-
schaft, die ihren Lebensunter-
halt selbst bestreiten und dem
Sozialstaat nicht zur Last fal-
len. Sie kommen teilweise auch
aus „kleinen“ Verhältnissen
und haben einen bescheidenen
Wohlstand erreicht. Früher war

das auch die Zielgruppe der So-
zialdemokratie.

Die SPD unter Gerhard
Schröder war deshalb erfolg-
reich, weil es ihr gelungen ist,
in diese Mitte des Wählerspek-
trums vorzustoßen. Gerhard
Schröder verkörperte höchst-
selbst den gesellschaftlichen
Aufstieg vom armen Jungen
aus Lippe zum Bundeskanzler.
Er nahm Anfang der 2000er
Jahre Anleihe bei New Labour
in Großbritannien, die unter To-
ny Blair eine moderne Sozial-
demokratie verkörperten, die
den gesellschaftlichen Aufstieg
zugelassen und gefördert hat.

Martin Schulz war 2017
deshalb nicht erfolgreich, weil
er nur von sozialer Gerech-
tigkeit sprach, ohne die Mitte
anzusprechen. Ihm ging es
nur um Mindestlöhne, Renten
und soziale Umverteilung. Das
gehört sicherlich zum Reper-
toire eines Sozialdemokraten.
Doch für eine Verbreiterung
des Wählerspektrums reicht
das nicht. Sollte die SPD mit
der Durchsetzung der Bürger-
versicherung Erfolg haben,
dann wäre ihr der Weg in die
Mitte weiter versperrt und die
mögliche neue Koalition aus
Union und SPD würde so en-
den wie die alte aufgehört hat
– als Desaster für die Sozial-
demokratie. �

Erstveröffentlichung:
Tichyeinblick.de
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Der Verkauf im Onlinegeschäft boomt!
Daher ist das Vermarkten und Verkaufen Ihrer Produkte im
Internet unumgänglich. Durch das richtige Gesamtkonzept,
passend zum Unternehmen, können Ihre Ansprüche und Be-
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Erleben Sie einen unvergesslichen Urlaub in einer unserer Ferienwohnungen oder
Ferienhäuser in Norden - Norddeich. Unsere Objekte sind insgesamt sehr zen-
tral gelegen und nur wenige Minuten vom Strand und dem Deich entfernt.

Wir sind überzeugt, dass unsere hochwertigen Ferienhäuser & Ferienwohnungen auf
Ihr Interesse stoßen und Ihre Zustimmung finden werden. Hier finden Sie auch Infor-
mationen rund um die Küstenregion Ostfriesland und um die Stadt Norden sowie über
das Nordseeheilbad Norddeich direkt an der Nordseeküste.

Für einen gelungenen Urlaub ist aber nicht nur der Urlaubsort ausschlagge-
bend,sondern vor allem das Ferienhaus oder die Ferienwohnungen.

Wir bieten als etablierte und kompetente Vermietagentur Wohlfühlquartiere – und
das im besten Sinne des Wortes.

Um diesem hohen Anspruch gerecht zu werden, sind unsere Ferienimmobilien in
zentraler und dennoch ruhiger Lage angesiedelt und verfügen über eine überdurch-
schnittliche komfortable Ausstattung. Das Meer, der Hafenbereich, der Strand sowie
das Zentrum von Norddeich sind bei fast allen Objekten bequem fußläufig erreichbar.

Unser Portfolio umfasst über 100 Ferienobjekte. Hier eine kleine Auswahl:

Unser Kontaktdaten
Christian Kuhlmann
Alter Fischerspfad 5, 26506 Norden - Norddeich
Telefon: 04931 - 8 20 40 75, Telefax: 04931 - 8 20 40 78
Mobil: 0152/54 08 24 41, E-Mail: info@vermietung-norddeich.de

Raluca und Christian Kuhlmann

Alle Objekte unter www.vermietung-norddeich.de

Unsere Bürozeiten
Montags bis Freitags 9:30 Uhr – 13:00 Uhr
Montags bis Freitags 15:00 Uhr bis 17:00 Uhr
Samstag und Sonntags nur bedingt erreichbar
(An- & Abreisen)
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Von Dr. Hugo Müller-Vogg

Knapp 47 Millionen Bürgerinen
und Bürger haben bei der
Bundestagswahl ihre Stimme

abgegeben. Sie handelten ganz im Sin-
ne des Artikels 20, Absatz 2 des
Grundgesetzes: „Alle Staatsgewalt
geht vom Volke aus. Sie wird vom Vol-
ke in Wahlen und Abstimmungen (…)
ausgeübt.“ Die 709 von den Wählern
bestimmten Bundestagsabgeordne-
ten waren alle von Parteien nominiert
worden. Auch das entspricht der Ver-
fassung: „Die Parteien wirken bei der
politischen Willensbildung des Volkes
mit“ (Artikel 21). Soweit die Theorie.

Und die Praxis? Die Mitglieder des
Bundestags sind die Vertreter des
Volkes. Doch derzeit bestimmen sie
so gut wie nichts mit, jedenfalls die
meisten von ihnen. Nicht einmal die
Parlamentarier, deren Parteien sondieren,
ob es vielleicht zu einer Koalition reichen
könnte oder nicht, haben derzeit – von ei-
nigen wenigen Spitzenpolitikern abgesehen
– etwas zu sagen. Der „normale“ Abgeord-
nete erfährt aus der Zeitung oder im Fern-
sehen, ob er künftig eher eine Regierung
stützen oder gegen eine Regierung oppo-
nieren soll. Zu sagen haben diese Volks-
„Vertreter“ nichts.

Irgendwie passt das Grundgesetz hin-
sichtlich der Staatsgewalt und der Parteien
nicht so recht zur Realität – oder umgekehrt.
Wollte man aus dem Sondierungs-Gerangel
in Berlin einen neuen Verfassungsgrundsatz
ableiten, dann müsste der so heißen: „Alle
Staatsgewalt geht von Parteifunktionären
aus. Deren Willen wird von frei gewählten
Abgeordneten ratifiziert.“ Dass Abgeordne-
te nicht so einflussreich sind, wie sie das
selbst gerne darstellen, ist nichts Neues.
Aber noch nie waren sie so machtlos wie
seit der Bundestagswahl 2017.

Dass es keinen Sinn macht, Gespräche
über mögliche Koalitionen unter Beteiligung
aller Abgeordneten der betroffenen Fraktio-
nen zu führen, liegt auf der Hand. Wenn es
ernst wird, haben immer einige wenige Spit-
zenpolitiker das Sagen. Was die ausgehan-

delt haben, müsste dann aber den Volksver-
tretern ihrer Parteien zur Billigung vorgelegt
werden. Doch ob es zu „Jamaika“ gekom-
men wäre oder ob es zu einer neuen
„GroKo“ kommen sollte, hängt nicht vom Vo-
tum der Abgeordneten ab. Das entscheiden
letztlich Parteitage oder die Parteimitglieder
in ihrer Gesamtheit. Was als Stärkung der
innerparteilichen Demokratie gefeiert wird,
bedeutet letztlich eine Schwächung der de-
mokratisch gewählten Abgeordneten.

Was läge eigentlich näher, als dass die
jeweiligen Fraktionen darüber befänden, ob
sie die von ihren Partei- und Fraktionsfüh-
rungen vereinbarten Verabredungen billi-
gen oder nicht? Schließlich müssen die Ab-
geordneten in einer Koalition oder
Kooperation umsetzen, was vorher ausge-
handelt wurde. Aber weil angeblich alles
auf die „Basis“ ankommt, sind die Parla-
mentarier im innerparteilichen Machtgefü-
ge die Unwichtigsten.

Die Verschiebung der politischen
Macht von den Volksvertretern auf die
Parteifunktionäre lässt sich derzeit am
besten bei der SPD studieren. Dass die
SPD-Oberen jetzt mit der Union über-
haupt über Möglichkeiten der Zu-
sammenarbeit reden dürfen, hat ein
Parteitag beschlossen. Ob es auf der
Basis erster Gespräche zu ernsthaften
Koalitionsverhandlungen kommen
kann, entscheidet wiederum ein Par-
teitag. Und sollten sich SPD und
CDU/CSU auf einen unterschriftsrei-
fen Koalitionsvertrag einigen, stünde
ein Mitgliederentscheid an: das letzte
Wort hat die vielzitierte Basis. Unter
den rund 430.000 eingetragenen Ge-
nossinnen und Genossen sind auch die
SPD-Volksvertreter. Ihre 153 Stimmen
werden beim Mitgliederentscheid mit-
gezählt; besonderes Gewicht haben sie
indes nicht.

Fünf Jahrzehnte nach der Hochzeit
der Außerparlamentarischen Opposition mit
ihrem Ruf nach einem „imperativen Man-
dat“ scheint der von der Partei gegängelte
Abgeordnete zum Inbegriff demokratischer
Willensbildung geworden zu sein: „Partei be-
fiehl, wir folgen.“ Das ist freilich kein sozial-
demokratisches Phänomen. Hätte über „Ja-
maika“ befunden werden müssen, hätten
die Grünen und selbst die Lindner-FDP die
„Basis“ zu den Urnen gerufen. Sogar die
CDU hatte geplant, sich basisdemokratisch
zu geben und sich die Zustimmung eines
Parteitags einzuholen. Die Achtundsechzi-
ger haben auch bei den „etablierten“ Par-
teien ihre negativen Spuren hinterlassen.

Es ist ein seltsames Schauspiel. Wir wer-
den von einer geschäftsführenden Regie-
rung regiert, die sich bei wichtigen interna-
tionalen Entscheidungen enthalten muss.
Das Parlament hat kein Arbeitsprogramm
und entscheidet, was gerade anliegt, mit Zu-
fallsmehrheit. Und über die künftige Regie-
rung entscheiden Parteifunktionäre und von
diesen beeinflusste Parteimitglieder. Die
mögen durch innerparteiliche Wahlen und
das pünktliche Überweisen von Mitglieds-
beiträgen legitimiert sein – vom Volk haben
sie alle kein Mandat. �

www.www.tichyseinblick.de.de

Alle Macht geht von
Parteifunktionären aus

Hugo Müller-Vogg war Mitherausge-
ber der FAZ, Bild-Kolumnist und ist
heute gefragter Gesprächspartner

der Nachrichtensender n-tv,
N24 und Phoenix
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Ex-Superminister Wolfgang Clement fordert Europäische Energieunion

Energiewende – Ein Albtraum
für die mittelständische Wirtschaft
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Wolfgang Clement empfing in seinem Bonner Büro die
Kuratoriumsmitglieder Friedhelm Ost und Dr. Jürgen Aretz
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Das mutigste Reformpro-
jekt der letzten Jahr-
zehnte, die Agenda

2010, ist untrennbar mit dem
Namen Wolfgang Clement ver-
bunden. Während die europäi-
schen Nachbarländer das Re-
formwerk als Vorbild für die Lö-
sung eigener Probleme
entdeckt haben, beansprucht
die SPD nicht etwa eine Mitur-
heberschaft an den unstreitba-
ren Erfolgen, sondern sieht die
Agenda in Teilen oder in Gänze
im Widerspruch zum Gebot „so-
zialer Gerechtigkeit“.

Für Wolfgang Clement hat die SPD nach
eigenen Worten deshalb den Anspruch
preisgegeben, eine Kraft der Modernisie-
rung sein zu wollen.

Eine Entwicklung, die Wolfgang Clement
sehr frühzeitig erkannt hatte und die ihn
auf kritische Distanz zur SPD-Programma-
tik gehen ließ. Nach zum Teil heftig ge-
führten Auseinandersetzungen mit der Par-
teispitze trat der Ex-Superminister am 25.
November 2008 aus der SPD aus und
nannte als Gründe die mangelnde Abgren-
zung der SPD von der Linkspartei sowie die
Industrie- und Energiepolitik der SPD, die
auf eine Deindustrialisierung Deutschlands
hinauslaufe. Seit seinem Austritt aus der
Partei unterstützt Clement punktuell die
FDP, die er noch zu Zeiten Guido Wester-
welles als die Fortschrittspartei Deutsch-
lands bezeichnete und die er auch vor der
Bundestagswahl 2017 im Wahlkampf
unterstützte.

Grüne Lebenslüge
Bis zum heutigen Tag engagiert sich Wolf-
gang Clement in der Initiative Neue Sozia-
le Marktwirtschaft, deren Kuratorium er
vorsteht. Die INSM will die ordnungspoliti-
schen Prinzipien Ludwig Erhards bekräfti-
gen und auch in Zeiten der Globalisierung
voll und grenzüberschreitend zur Geltung
bringen. In dieser marktliberalen Denkfa-
brik macht sich Clement besonders für ei-
ne „Wende“ von der Energiewende sowie

für eine Bildungsoffensive stark, die – wie
er sagt – die Herstellung von Chancen-
gleichheit in Deutschland zum Ziel haben
müsse.

In einem Gespräch mit den BDS-Kurato-
riumsmitgliedern und ehemaligen Staats-
sekretären Friedhelm Ost und Jürgen Aretz
sowie dem NRW-Hauptgeschäftsführer Jo-
achim Schäfer machte Wolfgang Clement
seine Intentionen noch einmal deutlich.
Während die BDS-Vertreter es als Lebens-
lüge bezeichneten, wenn die grüne Ener-
gielücke durch Energieimporte geschlos-
sen würde, also mit Atomstrom aus Tsche-
chien, Polen und Frankreich, gebrauchte
Wolfgang Clement eine noch drastischere
Formulierung: „Die Energiewende ist ein
Albtraum und für die mittelständische Wirt-
schaft sowie für die energieintensive In-
dustrie eine Katastrophe.“ Für Wolfgang
Clement gehört zu den Widersprüchen der
Energiewende, dass Deutschland zu „Mi-
nuspreisen“ Strom nach Österreich liefere,
mit dessen Hilfe die Alpenrepublik ihre
Speicherkraftwerke auffülle, um ihn an-
schließend zu Plus-Preisen nach Deutsch-
land zurückzuverkaufen. Inzwischen koste
eine Kilowattstunde in Deutschland durch-
schnittlich 30 Cent, wogegen die Kilowatt-
stunde im europäischen Mittel bei nur rund
20 Cent liege. Das wiederum bedeute nicht
nur eine Gefährdung der Wettbewerbsfä-
higkeit, sondern begründe bereits die kon-
krete Gefahr eines in Gang kommenden

Deindustrialisierungsprozes-
ses. Eine Lösung kann nach
Clements Worten nur in einer
Europäischen Energieunion
liegen, die den Energiemarkt
auf dem Kontinent über den
Emissionshandel steuere. Ein
Beispiel: Der deutsche Ver-
braucher werde für die Dros-
selung des CO² Ausstoßes um
eine Tonne durch Solarenergie
mit 400 Euro und durch Wind-
energie mit über 100 Euro
belastet, wobei eine Tonne
CO²-Vermeidung über den
Emissionshandel nur sieben

Euro koste.

Vergleichbare Leistungsstandards
Ähnlich drastische Worte wie für die gegen-
wärtige Energiepolitik findet Wolfgang Cle-
ment für die Bildungspolitik, die nicht ge-
eignet sei, die Zukunftsfähigkeit unseres
Landes und Chancengerechtigkeit für alle
Schichtungen unserer Gesellschaft zu
gewährleisten. Gewärtig blieben jährlich
etwa 50.000 junge Menschen ohne Schul-
abschluss, hob Clement hervor und be-
klagte das Leistungsgefälle zwischen Ab-
iturientenklassen in Bremen oder Berlin
gegenüber jenen in Bayern oder Sachsen,
das etwa ein Schuljahr betrage. Sein Fazit:
Das deutsche Bildungswesen sei offen-
sichtlich unzureichend ausgestattet und
fehlgesteuert. Es werde seiner Aufgaben-
stellung nicht gerecht. Deshalb fordere er
verbindliche und vergleichbare Leistungs-
standards, die den auch im internationalen
Wettbewerb notwendigen Qualitätskrite-
rien gerecht werden, und vor allem ein
wesentlich stärkeres finanzielles Engage-
ment von Bund und Ländern, fand Clement
deutliche Worte.

Weitere Gesprächspunkte zwischen den
BDS-Vertretern und dem früheren NRW-
Ministerpräsidenten und Bundesminister
waren das Scheitern der Jamaika-Sondie-
rungsgespräche und die zu erwartende
Politik nach einer Neuauflage der Großen
Koalition (siehe Interview). �
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INTERVIEW

gehören inzwischen sicher zu
den fünf Nationen auf der Welt
mit der besten, aber auch teuer-
sten sozialen Sicherung. Zudem
halte ich eine steuerliche Entlas-
tung für die mittleren Einkommen
für zwingend. Eine Anhebung der
Einkommenshöhe zum Spitzen-
steuersatz auf 60.000 Euro halte
ich aus dem von Ihnen angespro-
chenen Grund ebenfalls für einen
richtigen und wichtigen Schritt.

?Eine Forderung der SPD ist die
Einführung einer Bürgerversi-

cherung. Hätte ein Superminister
Clement im Amt diese Forderung
mitgetragen.

Wolfgang Clement: Wer eine Bür-
gerversicherung befürwortet,
sollte sich vielleicht einmal im
staatlichen britischen Gesund-
heitssystem umschauen. Er käme
vermutlich alsbald, politisch ge-
heilt, zurück. Unser Gesundheits-
system ist teuer, aber es ist auch
eines der besten der Welt. Und
daran haben auch die privaten
Krankenversicherungen ihren ge-
hörigen Anteil. Nirgendwo
kommt im übrigen die Zweiklas-
senproblematik so zum Tragen
wie in staatlichen Gesundheits-
systemen, die fälschlich auch
„Bürgerversicherungen“ genannt
werden. �

Mit Wolfgang Clement sprach
Joachim Schäfer

gislaturperiode und auch der jet-
zigen Sondierungsergebnisse
sehr skeptisch gegenüber. Alle
drei Parteien investieren jeden-
falls mehr finanzielle und ideelle
Kraft ins Rentengeschehen als in
die Zukunft unseres Landes.

?In einem Gespräch mit dem
Deutschlandfunk haben Sie ei-

ne Minderheitsregierung für eine
Übergangszeit als „mal gar nicht
schlecht“ bezeichnet.

Wolfgang Clement: Es war und ist
wohl ein bisschen idealistisch
oder auch naiv gedacht. Aber ein
im Falle einer Minderheitsregie-
rung mögliches offenes Spiel der
Kräfte, in dem sich auch neue Ge-
sichter hervortun könnten, täte
dem deutschen Parlamenta-
rismus eigentlich sehr gut.

?Trotz gut gefüllter Staatskasse
wollen SPD und Union den

Steuerzahler kaum entlasten. Mit
dem Spitzensteuersatz werden
inzwischen auch schon Fachar-
beiter belegt.

Wolfgang Clement: Die Belastung
durch Steuern und Abgaben be-
läuft sich hierzulande für einen
Durchschnittsverdiener bereits
auf fast 50 Prozent. Jede Bundes-
regierung ist deshalb gut bera-
ten, vor allem dafür zu sorgen,
dass die Sozialversicherungsbei-
träge nicht weiter ansteigen. Wir

„Wer eine Bür-
gerversicherung
befürwortet,
sollte sich viel-
leicht einmal im
staatlichen bri-
tischen Gesund-
heitssystem
umschauen.“

?Hat Christian Lindner richtig
gehandelt, als er die sogenann-

ten Jamaika-Sondierungsgesprä-
che hat platzen lassen?

Wolfgang Clement: Ja, aus meiner
Sicht hat er richtig gehandelt. Es
lief in dieser Runde unter Führung
der Kanzlerin offensichtlich auf
eine schwarz-grüne Koalition un-
ter Duldung der FDP hinaus. Das
war für Lindner nicht akzeptabel.

?Nun wurde uns über de Quali-
tätsmedien suggeriert, dass

eine Jamaika-Koalition dem Wäh-
lerwunsch entsprochen habe. Se-
hen Sie das auch so?

Wolfgang Clement: Viele hatten,
wie auch ich, auf neue Köpfe und
neue Ideen und eine echte Alter-
native zur großen Koalition ge-
hofft. Das ist jetzt ausgeträumt.
Jamaika war ein interessanter
Versuch, mehr aber auch nicht.
Jetzt werden wir sehen, ob CDU/
CSU und SPD in einer weiteren
großen Koalition in der Lage sein
werden, ihre Kräfte zu erneuern,
oder ob der Sinkflug beider Par-
teien weiter geht.

?Wird der Sinkflug von SPD und
CDU weitergehen – Ihre Prog-

nose?

Wolfgang Clement: Ich stehe einer
großen Koalition aufgrund der Er-
fahrungen in der vergangenen Le-

Ex-Superminister Wolfgang Clement auf Gegenkurs zur SPD-Forderung

Bürgerversicherung fördert
Zweiklassenproblematik

Beraternettzwerk.de®

Gute Berater finden
Tel. 02161 / 63 32 37
info@beraternettzwerk.de
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Die Firma FLEETCOR ist ein unabhän-
giger, globaler Anbieter von speziel-
len Zahlungslösungen und -dienst-

leistungen wie Tankkarten, Essenskarten,
Unternehmenskarten für vergünstigte Ho-
teltarife und weitere spezielle Bezahldienste
für Unternehmen in der ganzen Welt. Ins-
gesamt nutzen mehr als 500 000 Kunden
die Services und Leistungen von FLEETCOR.

Die Dienstleistungen reichen von der
Transaktionsabwicklung bis zum komplet-
ten Programm-Management. Die eigenen
Plattformen, Programme und Infrastruktu-
ren sind anpassungsfähig und skalierbar. So
lassen sich die Anforderungen einer breiten
Palette unterschiedlicher Partner erfüllen.

In Mittel- und Westeuropa vertreibt und
betreibt FLEETCOR mit einem internationa-
len Team aus über 400 Mitarbeitern die „eu-
roShell Card“, die Tankkarte, mit der kleine
und mittelständische Unternehmen sicher
und bargeldlos alle Transaktionen rund um
ihre Firmenfahrzeuge abwickeln können.

Der Bezahlstandard an der Tankstelle
Mit der euroShell Card können Kraft- und
Schmierstoffe, aber auch alle Leistungen
rund um Wartung und Pflege der Fahrzeuge
abgewickelt werden. Darüber hinaus lassen
sich nach Bedarf Getränke und Snacks so-
wie Maut und Fähren mit der Karte bezah-
len. Neben der Kaufabwicklung ist die zen-
trale Verwaltung der Fahrzeuge, die Kosten
und Rabatte auf einer Rechnung ausweist,
zentraler Bestandteil des Produktes.

So funktioniert die euroShell Card
Der Unternehmer bestellt für jedes Fir-
menfahrzeug eine Tankkarte. Er oder seine
Mitarbeiter können damit alle Bezahlvor-
gänge an der Tankstelle schnell und bar-
geldlos bestreiten. Ein zuvor festgelegter
Wunsch-Pin garantiert sicheren Transfer.
Am Ende des Monats erhält das Unterneh-
men per Post, E-Mail oder im Online-
Account eine Sammelrechnung, die alle Po-

sitionen aufstellt und die Mehrwertsteuer
bereits für die Rückerstattung ausweist.
Die Rechnung wird nach vereinbarter Fäl-
ligkeit beglichen und geht direkt an die
Buchhaltung oder den Steuerberater. Da-
mit werden alle Kasseneinzelbelege sowie
deren Organisation überflüssig.

Das Tankstellennetzwerk umfasst in
Deutschland zirka 2 200 Shell-Stationen
und weitere 2 800 Partner-Tankstellen (To-
tal, Esso und AVIA). In ganz Europa wird die
euroShell Card an 25 000 Tankstellen ak-
zeptiert.

Im Online-Portal „Self Serv“ lassen sich
Fahrzeuge und Kosten gegenüberstellen.
So kann der Verbrauch verglichen und die
Kosten auf einen Blick überwacht werden.
Welche Karte für welche Zahlvorgänge be-
nutzt werden darf, lässt sich ebenfalls onli-
ne administrieren.

Businesspartner für den Mittelstand
Damit ist die euroShell Card mehr als ein
Bezahlstandard an der Tankstelle. In der
Gesamtheit ihrer Funktionen von der kos-
tenfreien Fahrzeug- und Flottenverwaltung,
die Möglichkeit jederzeit ohne Bargeld oder
Vorleistung Fahrzeuge betanken und war-
ten zu können und der immensen Zeiter-

sparnis, die jede Ablage von Einzelbelegen
überflüssig macht, ist die euroShell Card
für viele Kunden ein unverzichtbar gewor-
dener Businesspartner.

„Viele Kunden bestätigen uns, dass sie
früher einen halben Arbeitstag im Monat
Tankbelege sortiert, geprüft, verrechnet
und abgelegt haben. Bei fünf Firmenfahr-
zeugen, die zweimal die Woche tanken, sind
das ganze fünf Minuten pro Tankbeleg. Das
ist Zeit, die Sie sich mit der automatischen
Sammelrechnung der euroShell Card ganz
einfach sparen. Und wer hätte nicht gerne
mehr Freizeit oder Arbeitszeit zur Verfü-
gung?“, erklärt Altan Cörekci, Partnerma-
nager bei FLEETCOR.

Für jedes Unternehmen das passende Modell
Die Tankkarte lohnt sich bereits ab dem
ersten Fahrzeug. Je nachdem, ob sich ein
Kunde mit seinen Fahrzeugen mehr in der
Heimatregion, deutschlandweit oder inter-
national bewegt, bietet FLEETCOR unter-
schiedliche Modelle an. Dabei ist FLEET-
COR in der Lage, Rabatte von bis zu 5 Cent
pro Liter an seine Kunden auszuschütten.
Ungewöhnlich für den deutschen Markt ist
dabei, dass Rabatte nicht nur auf Diesel,
sondern auch auf Benzin eingeräumt wer-
den. Wer noch etwas Gutes für die Umwelt
tun möchte, kann automatisch ein Prozent
des Netto-Umsatzes dem „Clean Advanta-
ge-Programm“ von Shell zukommen lassen.

In diesem Rahmen unterstützt FLEET-
COR viele Initiativen und Projekte, die
sowohl regional als auch weltweit das
in der Atmosphäre vorkommende CO2

reduzieren. �

Rückfragen:
FLEETCOR Deutschland GmbH
Frankenstraße 150c
90461 Nürnberg
Altan Cörekci
Partnermanager
altan.coerekci@fleetcor.de

Unser exklusives Top-Angebot:
Bis zu fünf Cent Preisnachlass
pro Liter für Diesel und Benzin

Altan Cörekci, FLEETCOR Partnermanager

Die euroShell Card von FLEETCOR spart BDS-Mitgliedern Zeit und Geld
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Ziel: Identifikation der Mitarbeiter mit dem Unternehmen fördern

Interne Kommunikation:
Sorgenkind und Wunderweib

Ohne Interne Kommunikation
gibt es kein funktionierendes
Unternehmen. Wer sich heu-

te noch nicht zielgerichtet mit seinen
Mitarbeitern beschäftigt, gefährdet
den Erfolg seines Unternehmens“.
Solche und ähnliche Aussagen
hinterlassen bei vielen Geschäftsfüh-
rern ein mulmiges Gefühl, sind aber
aus Sicht von Experten absolut be-
rechtigt.

Information, Identifikation und Image
Die wichtigsten Ziele der Internen Kommu-
nikation sind in erster Linie, die Mitarbeiter
mit Informationen zum Unternehmen zu ver-
sorgen und die Identifikation der Mitarbeiter
mit dem Unternehmen zu fördern. Aber es
geht auch um Motivation, Integration und
Vertrauen.

„Sprechen Ihre Mitarbeiter übereinander
oder miteinander? Kennen Ihre Mitarbeiter
Ihr Unternehmen? Diese recht unbequemen
Fragen sollte sich jeder Unternehmer stellen
und vor allem beantworten“, bestätigt Nina
Claudy, Geschäftsführerin des PR Büros
Nina Claudy in Herdecke. Für die Kommuni-
kationsexpertin gibt es da kein Für und Wi-
der: „Interne Kommunikation wird häufig ver-
nachlässigt oder läuft mit lieblosen Maßnah-
men nebenher mit. Dabei ist bewusstes
Informieren der Mitarbeiter die Basis für den
Unternehmenserfolg und diese fußt auf einer
klaren, konsequenten und konsistenten
Kommunikation nach innen. Die Mitarbeiter
sind eine starke Kraft, die mit einfachen Mit-
teln gesteuert werden kann. Man muss es
nur machen.“

In vielen Unternehmen wird das Marke-
ting-Tool Interne Kommunikation von der
Chefetage abgetan und nicht ernst genom-
men. Es entstehen unnötige Konflikte darü-
ber, was getan oder vermieden werden soll.
Vor allem, wenn es keine klare Idee davon
gibt, wie die Mitarbeiter sinnvoll informiert
und eingebunden werden können. Dabei

steckt so viel Potenzial in der Internen Kom-
munikation.

Für die Außenwirkung und Kundenbin-
dung wird häufig viel Potenzial gebunden,
um das Image des Unternehmens zu fördern.
Die Innenwirkung ist laut Nina Claudy aber
genauso wichtig: Sie sagt, das Bild, welches
die Kunden wahrnehmen, wird neben der
klassischen Kommunikation auch und zwar
in besonderem Maße durch die Mitarbeiter
geprägt. Diese sind sozusagen an der Front
und können im persönlichen Gespräch mit
den Kunden das Firmenimage enorm prä-
gen. Das geht aber nur gut, wenn die Mitar-
beiter im Bilde sind und über die Interne
Kommunikation informiert wurden. Nur,
wenn sie die Identität der Firma verinner-
licht haben, können sie das Image auch nach
außen tragen.

Tools werden nicht genutzt
Viele Unternehmer glauben, dass sie mit
einem Hierarchie-Chart, der jährlichen
Weihnachtsfeier in der Kantine und einer
Geburtstags-E-Mail genug getan haben –
aber weit gefehlt.

Es gibt zahlreiche Studien, die belegen,
dass ein motivierter, glücklicher Mitarbeiter

mehr Arbeitseinsatz und weniger Krankenta-
ge aufweist. Dazu kommt, dass sich bei
regelmäßigem Austausch unter den Mitar-
beitern das Betriebsklima hebt und die Men-
schen dadurch effektiver arbeiten. Eine
Gallup-Studie zeigt, dass der durchschnittli-
che Verlust von Arbeitsleistung durch Moti-
vationsbarrieren bei 30 Prozent liegt (vgl.
Gallup, 2012).

„Wir sprechen davon, die Betroffenen zu
Beteiligten zu machen und dadurch das Be-
ste zu erreichen. Wir wollen einen Informa-
tionsfluss schaffen, der nutzbringend ist und
die Mitarbeiter nicht überfrachtet. Der Mehr-
wert steht dabei im Vordergrund“, so Claudy
weiter. Ein ständiger Fluss von Informationen
sorgt für mehr Transparenz, Fehler werden
schneller erkannt, die Mitarbeiter fühlen sich
einbezogen und bringen ihre eigenen Kom-
petenzen viel stärker ein.

Keine Belehrungen sondern unterhaltsame Infos
Das Wir-Gefühl und die Identifikation mit
dem Arbeitgeber fördern – das sind die Auf-
gaben für die Geschäftsleitung. Nina Claudy
über die vielen Möglichkeiten, die Mitarbei-
ter sinnvoll ins Boot zu holen: „Wir reden
über sinnvollen Informationsfluss – kurz,

„
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verständlich, gerne auch unterhaltsame
Unternehmensinformationen, keine beleh-
renden Abhandlungen aus der Chefetage,
die sowieso nicht aufgenommen werden.
Egal, ob in Form einer kleinen Mitarbeiter-
zeitung, eines Newsletters, per Intranet, oder
dem hauseigenen Wiki. Kreativ sind auch E-
Magazine, ein Youtube-Kanal vom Chef oder
ein virales Mitarbeiterquiz. Um den gemein-
samen Austausch zu fördern, kann mal eine
Runde Eis spendiert oder eine gemeinsame
Boots- oder Klettertour gemacht werden.
Eine kreative, überraschende Weihnachts-
feier kann viel Motivation, Freude und gute
Stimmung auslösen.“

Neben der formellen – also durch das
Unternehmen geführten Internen Kommuni-
kation – spielt auch die informelle Kommu-
nikation eine große Rolle, denn die mensch-
liche Arbeitsleistung wird wesentlich durch

soziale Faktoren geprägt. Der sogenannte
Flurfunk, das schwarze Brett, das lockere
Gespräch beim Feierabendbier oder das ge-
meinsame Anstoßen auf einen gelungenen
Auftrag haben auf der emotionalen und kol-
legialen Ebene enorme Effekte.

Dazu berichtet die PR-Fachfrau mit ihren
Erfahrungen aus der Praxis: „Loben und
Belohnen – das ist ein einfaches und kos-
tenloses Prinzip. Eine Künstlervermittlung
hat eine goldene Glocke im Gemeinschafts-
büro hängen. Dort darf jeder Mitarbeiter laut
bimmeln, sobald er einen Auftrag vermittelt
hat. Das mag zunächst etwas kindisch klin-
gen, aber wenn man die glücklichen Gesich-
ter der Mitarbeiter sieht, die dort stehen,
bimmeln und dann einen kurzen Applaus von
den Kollegen und den Chefs bekommen, ist
das purer Umsatz“.

Auch große Unternehmen mit Mehr-
schichtbetrieb können durch gezielte Aktio-
nen das Mitarbeitergefüge verändern: etwa
durch regelmäßige Mitarbeitertreffen in
lockerem Rahmen mit gutem Essen und
spannenden Vorträgen, oder mit gemeinsa-
men ehrenamtlichen Tätigkeiten. Eine inter-
essante Mitarbeiterzeitung, in der Kollegen
vorgestellt, aktuelle Situationen und Verän-
derungen erklärt und im besten Fall Dialoge
aufgebaut werden, sorgt für ein höheres Maß
an Identifikation. „Die Tools sind bekannt,
aber sie sollten zielführend und im Sinne der
Mitarbeiter realisiert werden. Was müssen
meine Leute wissen, was wollen sie wissen,
wie kann ich sie motivieren und am wichtig-
sten: Wie komme ich mit ihnen ins Ge-
spräch? Wenn man diese Frage vor Augen
hat und ich als Geschäftsführer auch bereit
bin, die Grenze zwischen Privatem und
Geschäftlichem ein bisschen aufzulockern,
dann wird die Interne Kommunikation
erfolgreicher“, empfiehlt Nina Claudy.

Die Experten sind sich einig, dass trotz
eines Mehraufwandes die Ergebnisse der
geführten Internen Kommunikation oft viel
besser als erwartet sind. Und in Zeiten des
Outsourcings sind die eigenen Mitarbeiter
noch wichtiger geworden. Hubert Burda sag-
te einst: „Das wertvollste Potential sind gute
Mitarbeiter“ und damit hat er wohl sehr
recht. �

Rückfragen:
Nina Claudy,
Geschäftsführerin PR Büro Nina Claudy in
Herdecke, Autorin, Dozentin/Trainerin
www.ninaclaudy.de
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Formelle Interne Kommunikation
Wege, um mit den Mitarbeitern in den
Dialog zu treten:
• Mitarbeiterzeitung/Newsletter
• Mitarbeitergespräch
• Betriebsversammlung
• Aushang am Schwarzen Brett
• Intranet/ Wiki
• Business TV/Video Blog/Podcast

Informelle Interne Kommunikation
Es gibt viele einfache Wege, den
Dialog der Mitarbeiter untereinander
zu fördern:
• Kantine/Gemeinschaftsraum
• Mitarbeiterausflüge/Incentives
• Fahrgemeinschaften anregen
• monatliches gemeinsames

Frühstück/Casual Friday
• Weihnachtsfeier
• Pinnwand/hauseigene Bibliothek
• Afterjob Partys
• gemeinsame ehrenamtliche Tätigkei-

ten (Blutspenden, soziale Projekte
betreuen etc.)

Nina Claudy

w w w . k 6 - m e d i e n . d e

Das Internet gehört zu den wichtigsten Medien
unserer Zeit. Daher ist es wichtig, wie man sich im
Web präsentiert.
Ob in HTML 5 oder im CMS (Content-Management-
System) gehören Funktionen wie Responsive Design
dazu.
Informieren Sie sich jetzt!

M E H R ALS N U R E I N E WE RB EAGE NTU R!

( 0 2 3 1 ) 3 3 874 1 33
( 0 2 3 1 ) 3 3 896183
in fo@k6 -medien .de

Grafik | Print | Softwarelösungen | Web | Business View | IT-Solution
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Kosten nach Flugstornierung
zurückholen
Flug verpasst und Geld verloren? Reiserechtsexperten geben Tipps

Ü
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https://www.vergleich.org/kosten-nach-flugstornierung-zurueckholen/



Abrufschein für Kfz-Neuwagen zu
Sonderkonditionen der
Marke Toyota anfordern

Bitte senden Sie mir einen Abrufschein unter der von mir eingetragenen Firmenadresse
und meinem Namen zu. Weitere Sonderkonditionen für Kraftfahrzeuge und für andere
Produkte und Dienstleistungen finden Sie im geschütztem Bereich unter:
www.bds-dgv.de.

Bitte ankreuzen:

Großabnehmerrabatt für BDS-Mitglieder

Von 18% (Lexus RX) bis zu 34% (ProAce) Nachlass je nach Fahrzeugmodell

Ich bin BDS-Mitglied. Mitgliedsnummer (falls zur Hand)

Sie können den gewünschten Abrufschein anfordern unter:
Telefon: 0 30 / 28 04 91-0 · Telefax: 0 30 / 28 04 91-11 · E-Mail: info@bds-dgv.de

Vorname/Nachname Straße

Firma PLZ/Ort

E-Mail/Telefon Datum/Unterschrift

� �
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Neuer Service:
Telekommunikation 4.0

Moderne Kommunikation in Unter-
nehmen erleichtert die Arbeit von
Management und Mitarbeitern. Die

Nachfrage nach maßgeschneiderten Tele-
kommunikationslösungen im Zeitalter von
Wirtschaft 4.0 steigt stetig an. Doch die Su-
che nach dem individuellen Konzept ist an-
gesichts der zahlreichen Kommunikations-
anbieter unübersichtlich.

Hier hilft das 21-köpfige Team von Schra-
der&Trojan aus Dortmund gerne weiter.

Der Komplett-Dienstleister für mobile
Kommunikation, Festnetztelefonie, Naviga-
tion und Flottentelematik zählt zu den Spezi-
alisten der Branche. Seit über 60 Jahren ist
das Unternehmen am Markt und pflegt mit
seinen Kunden oftmals jahrzehntelange Ge-
schäftsbeziehungen.

„Wir analysieren den Bedarf unserer Kun-
den. Wir beraten zielorientiert. Und wir su-
chen anschließend aus dem Angebotsport-
folio von TELEKOM, VODAFONE oder O2 die
optimalen Tarife und Konditionen aus“, sagt
Geschäftsführer Andreas Trojan. Dabei
kommt das umfangreiche und langjährige
Expertenwissen über Rahmenverträge zum
Tragen, mit dem Schrader&Trojan quasi die
Rolle eines Consultants im Auftrag des Kun-

den übernimmt. Bei der notwendigen Analy-
se werden die Rechnungen des Kunden, das
Gesprächsverhalten der Mitarbeiter und das
benötigte Datenvolumen untersucht.

Als zusätzlichen Service bieten die Spezi-
alisten an, vor Ablauf der zumeist 24-mona-
tigen Mobiltarifverträge nach zeitgemäßen
Folgetarifen zu suchen.

Das Knowhow des Business-Partners ist
für den Kunden bares Geld wert.

Integration von Festnetz und
Mobilkommunikation
„Natürlich kombinieren wir auch standort-
übergreifend Festnetz, Internet und Mobil-
funk“, erklärt Festnetz Fachberater Erik Kas-
tel. „Wir helfen bei der Suche nach optima-
len Tarifen rund um Glasfaser- oder
Standleitungen und beraten unsere Kunden
bei der Umstellung auf neue Technik.“ So
stelle die Telekom bis Ende kommenden Jah-
res ihr ISDN-Netz auf internetbasierte All-IP-
Technik um. Dies bedeutet für jeden Gewer-
bebetrieb, dass er sich mit diesem Thema
beschäftigen muss! „Wir übernehmen auf
Kundenwunsch die Umstellung“, sagt Kastel.

Zusätzlich liefert das Unternehmen die je-
weils nötige Hardware und plant, baut und-

programmiert Telefonanlagen für kleine und
mittlere Unternehmen.

Telematik für Fahrzeugflotten –
Treibsatz Ihrer Effizienzsteigerung
Ein weiteres Standbein ist die Telematik und
Navigation. Die modernen Lösungen von
TOMTOM Telematics helfen, Routenplanun-
gen zu erstellen und Leerfahrten zu verhin-
dern. Nutznießer sind insbesondere Trans-
port-, Handwerks- und Dienstleistungsunter-
nehmen. „Die Disponenten können außerdem
die Stand- und Ladezeiten ermitteln und wis-
sen jederzeit, wo sich das Fahrzeug gerade
befindet. Zusätzlich erhalten die Fahrer alle
wichtigen Informationen über optimale Fahrt-
route und Auftragsdetails“, erklärt Produkt-
spezialist Stephan Mühlbrandt. Die Lieferung
und Montage der notwendigen Technik ge-
schieht auf Wunsch auch beim Kunden vor
Ort, was für diesen wiederum sehr rationell
und wirtschaftlich ist. Und auch in diesem
Geschäftsbereich gilt für Andreas Trojan:
„Bei allen Fragen stehen wir persönlich zur
Verfügung und für eine optimale Beratung
gerade.Unsere Kunden haben langfristig
konstante, freundliche und kompetente
Ansprechpartner. �

Schrader & Trojan bietet
BDS-Mitgliedern maßgeschneiderte
Telefon- und Internetlösungen



Systemhaus für Telekommunikation

Anzeige

Wir helfen Ihnen
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Jetzt Partnerkonditionen

für die euroShell Card sichern

Bis zu 5* Cent Preisnachlass pro Liter Diesel und Benzin

mit dem Aktionscode BDS2017

Mehr Infos hier!

Gleich Rückruf vereinbaren!

sicheres und bargeldloses Tanken

25000 Tankstellen in Europa

2200 Shell-Tankstellen und weitere 2800 Partnertankstellen (Total, Esso und AVIA) in Deutschland

komfortable Fahrzeugverwaltung

alles auf einer Rechnung im praktischen PDF-Format – ohne Belege und lästige Verwaltung

Rabatte auf Diesel und Benzin

mehr Überblick und Kostenkontrolle beim Tankenmehr Überblick und Kostenkontrolle beim Tanken

keine Mindestabnahmemenge von Kraftstoff oder Tankkarten

Wir sind auch telefonisch für sie da: Partnerhotline 0911 / 149 554 92
FLEETCOR Deutschland GmbH, Frankenstraße 150c, 90461 Nürnberg       (*Angebot gilt nur für Neukunden)

Exklusiv für BDS Mitglieder:

Anzeige Autorisierter Shell
Tankkartenpartner

https://fleetcor.de/bds
https://fleetcor.de/partnerform



